
 
 

 

 
Bordesholm 

 
 

Planvorhaben: 15. Änderung des Flächennutzungsplanes  
 
Stand:   26.05.2025 
 
 
Abwägungsvorschläge zu den folgenden Verfahrensschritten: 
 

• Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit: 06.05.2024 – 11.06.2024 

 

• Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen einer Einwohnerver-
sammlung am 12.02.2025 

 
 
 

Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
 
 
Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
- inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 
  
Die folgenden Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden ha-
ben eine Stellungnahme abgegeben, in der inhaltliche Belange vorgetragen sowie Anregun-
gen und Hinweise mitgeteilt werden: 
 

Nr. Behörden/TöBs Datum der Stellungnahme 

2 Archäologisches Landesamt SH 11.06.2024 

5 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistun-
gen der Bundeswehr 

04.06.2024 

6 Deutsche Telekom Technik GmbH 07.05.2024 

7 Dataport AöR 08.05.2024 

9 Handwerkskammer Flensburg 07.05.2024 

10 Industrie- und Handelskammer zu Kiel 11.06.2024 

11 Kreis Rendsburg-Eckernförde - Regionalentwicklung 11.06.2024 

15 Landesamt für Landwirtschaft – LLNL – Untere Forstbehörde 13.05.2024 

17 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr SH 04.06.2024 

18 
+ 
19 

Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 

Landesplanung 

14.06.2024 
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Nr. Behörden/TöBs Datum der Stellungnahme 

Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht 

23 Versorgungsbetriebe Bordesholm GmbH 21.05.2024 

24 Gemeinde Hoffeld 11.06.2024 

25 Stadt Neumünster 10.06.2024 

31 TenneT TSO GmbH 07.05.2024 

 
 
 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden 
- keine Abgabe einer Stellungnahme 
 
Die folgenden Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden ha-
ben keine Stellungnahme abgegeben: 
 

Nr. Behörde/TöB/Nachbargemeinde 

1 AG-29 Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände 

3 Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde AWR 

4 BUND 

8 Gebäudemanagement SH 

12 Landesamt für Vermessung und Geoinformation SH 

13 Landesamt für Denkmalpflege 

14 Landesamt für Umwelt 

16 Landwirtschaftskammer SH 

20 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit – Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr 

21 NABU 

22 Schleswig-Holstein Netz AG 

26 BUND, Ortsgruppe Bordesholm 

27 Abwasserzweckverband Bordesholm 

28 Handwerks- und Gewerbeverein 

29 Freiwillige Feuerwehr Bordesholm 

30 Gasunie Deutschland Transport 

32 Bundesnetzagentur 

 

Teil II 
Private Stellungnahmen 

 
Es wurden im Rahmen der frühzeitigen Einwohnerversammlung Fragen gestellt, die unmittel-
bar beantwortet werden konnten durch anwesende Planungsbeteiligte. (zur privaten Stel-
lungnahme). 
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Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden  

 
Inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 

 

Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

2 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 11.06.2024 

 Wir stimmen der vorliegenden Planung unter fol-
gender Auflage zu:  
Vor dem Beginn von Erdarbeiten muss die Fläche 
durch das Archäologische Landesamt Schleswig-
Holstein untersucht und vorhandene Denkmale ge-
borgen und dokumentiert werden.  
 
Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologi-
sche Untersuchungen zeitintensiv sein können und 
eine Absprache möglichst frühzeitig getroffen wer-
den sollte, damit keine Verzögerungen im sich an-
schließenden Bauablauf entstehen. Die Kosten sind 
vom Verursacher zu tragen.  
 
Entsprechend sollte der Planungsträger sich früh-
zeitig mit dem Archäologischen Landesamt in Ver-
bindung setzen, um das weitere Vorgehen zu be-
sprechen. Zuständig ist Frau Mirjam Briel (Tel.: 
04551 - 8948673; E-Mail: mir-
jam.briel@alsh.landsh.de). 
 
Mit der Umsetzung dieser Planung sind bedeu-
tende Erdarbeiten zu erwarten.  
 
Bei der überplanten Fläche handelt es sich um eine 
Stelle, von der bekannt ist oder den Umständen 
nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenk-
male befinden. Für diese Fläche liegen zureichende 
Anhaltspunkte vor, dass im Verlauf der weiteren 
Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird. 
Sie befindet sich im Bereich und im Umfeld mehre-
rer Objekte der Archäologischen Landesaufnahme 
(u.a. Megalithgräber, Grabhügel und Einzelfunde) 
in einer Siedlungsgunstlage. Es liegen daher deutli-
che Hinweise auf ein hohes archäologisches Poten-
tial dieser Planfläche vor. 
 
Archäologische Kulturdenkmale können nicht nur 
Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Ver-
änderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit sein. 
 
Erdarbeiten an diesen Stellen bedürfen gem. § 12 
Abs. 2 S. 6 DSchG SH 2015 der Genehmigung des 
Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein. 
 
Nach Abwägung der Belange des Verursachers mit 
denen des Denkmalschutzes stehen aus unserer 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
Die archäologische Voruntersuchung 
erfolgt im Sommer 2025.  
Die Hinweise sind in der Begründung 
berücksichtigt.  
 

 

mailto:mirjam.briel@alsh.landsh.de
mailto:mirjam.briel@alsh.landsh.de
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Sicht an dieser Stelle keine Gründe des Denkmal-
schutzes einer Genehmigung entgegen. Sie ist da-
her gem. § 13 Abs. 2 DSchG SH zu erteilen.  
 
Die Genehmigung wird mit Auflagen in Form von 
archäologischen Untersuchungen gem. § 13 Abs. 4 
DSchG SH versehen, um die Beeinträchtigungen 
von Denkmalen zu minimieren. Das Denkmal kann 
der Nachwelt zumindest als wissenschaftlich aus-
wertbarer Datenbestand aus Dokumentation, Fun-
den und Proben in Sinne eines schonenden und 
werterhaltenen Umgangs mit Kulturgütern (gem. §1 
Abs. 1 DSchG SH) und im Sinne des Dokumentati-
onsauftrags der Denkmalpflege (gem. §1 Abs. 2 
DSchG SH) erhalten bleiben.  
 
Eine archäologische Untersuchung ist vertretbar, 
da die vorliegende Planung unter Einhaltung der 
Auflagen umgesetzt werden kann. Die Konfliktlage 
zwischen vorliegender Planung und zu vermuten-
den Kulturdenkmalen wird dadurch gelöst, dass ar-
chäologische Untersuchungen an den Stellen 
durchgeführt werden, an denen Denkmale zu ver-
muten sind.  
 
Der Verursacher des Eingriffs hat gem. § 14 
DSchG SH die Kosten, die für die Untersuchung, 
Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Ber-
gung, Dokumentation des Denkmals sowie die Ver-
öffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfal-
len, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 
 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies 
unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die 
Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 
oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den 
Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf 
oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin 
oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung 
oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung ei-
ner oder eines der Verpflichteten befreit die übri-
gen. Die Verpflichteten haben das Kulturdenkmal 
und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu 
erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder 
Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese 
Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von 
vier Wochen seit der Mitteilung. 
 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 

5 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Stellungnahme vom 04.06.2024 

 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht be-
einträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen 
Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öf-
fentlicher Belange keine Einwände. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es werden keine abwä-
gungsrelevanten Anregungen und 
Hinweise vorgebracht. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

6 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Stellungnahme vom 07.05.2024 

 Wir bedanken uns für die Zusendung der Unterla-
gen.  
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Te-
lekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nut-
zungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die 
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wege-
sicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend 
die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. 
 
Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Gegen die o.a. Planung haben wir keine Bedenken. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es werden keine abwä-
gungsrelevanten Anregungen und 
Hinweise vorgebracht. 
 

7 Dataport AöR 

Stellungnahme vom 08.05.2024 

 Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 06.05.2024 zur 
Aufstellung der 15. Änderung des Flächen-nut-
zungsplanes und des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 6 der Gemeinde Bordesholm für 
das Gebiet westlich des Hoffelder Weges (K 71) 
und südlich der L49.   
 
Dataport betreibt als Anstalt öffentlichen Rechts 
das digitale Funknetz Schleswig-Holstein, zu dem 
neben Leitungstrassen im Erdreich seit kurzem 
auch Richtfunkverbindungen gehören. Diese Auf-
gabe wurde uns vom Landespolizeiamt übertragen.  
 
Aufgrund der mir vorliegenden Unterlagen kann ich 
Ihnen mitteilen, dass in dem benannten Plangebiet 
keine Richtfunkstrecke von Dataport betrieben wird 
und somit keine Beeinträchtigungen vorliegen.  
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es werden keine abwä-
gungsrelevanten Anregungen und 
Hinweise vorgebracht. 
 

9 Handwerkskammer Flensburg 

Stellungnahme vom 07.05.2024 

 Wir haben die Pläne eingesehen.  
 
Anregungen und Bedenken werden nicht vorge-
bracht. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es werden keine abwä-
gungsrelevanten Anregungen und 
Hinweise vorgebracht. 

10 Industrie- und Handelskammer zu Kiel 

Stellungnahme vom 11.06.2024 

 Wir bedanken uns für die Einbindung in das Beteili-
gungsverfahren und die damit verbundene Gele-
genheit, eine Stellungnahme zur Wahrung der Inte-
ressen der gewerblichen Wirtschaft abzugeben.  
 
Wir begrüßen den Beitrag der Gemeinde Bor-
desholm zum Ausbau der Kapazitäten für die Ge-
winnung nachhaltiger Energie und haben bezüglich 
der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es werden keine abwä-
gungsrelevanten Anregungen und 
Hinweise vorgebracht. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

ungsplans Nr. 6 und der 15. Änderung des Flä-
chennutzungsplans der Gemeinde keine Bedenken 
und Anregungen.  
 

11 Kreis Rendsburg-Eckernförde – Regionalentwicklung 

Stellungnahme vom 11.06.2024 

 Zur vorliegenden Bauleitplanung, hier eingegangen 
am 06.05.2024, nehmen die beteiligten  
Dienststellen wie folgt Stellung:  
 
• Fachdienst Regionalentwicklung und Mobilität 
(Regionalentwicklung)  
 
Die Gemeinde Bordesholm plant die Errichtung ei-
ner Biomethananlage westlich des Hoffelder Weges 
und südlich der L 49. Der Fachdienst Regionalent-
wicklung und Mobilität hat bereits am 28.12.2023 
eine Stellungnahme zum o.g. Verfahren abgeben.  
 
In dem Planungsgespräch am 21.07.2023 wurde 
angeregt zu überprüfen, ob die Biomethananlage in 
interkommunales Gewerbegebiet östlich des Hoffel-
der Weges eingebunden werden kann. Aus der 
noch gemeinsamen Begründung des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes Nr. 6 und der 15. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes wird diese Mög-
lichkeit nicht in der Standortalternativenprüfung er-
wähnt. Es wird darum gebeten, Aussagen zu einer 
möglichen Einbindung in ein geplantes interkommu-
nales Gewerbegebiet in die Begründung einzubrin-
gen.  
 
Eine abschließende Stellungnahme wird bis zur 
Vorlage des Geruchsgutachtens vorbehalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
• Fachdienst Umwelt  
(untere Naturschutzbehörde)  
 
Grundsätzliches   
Da mir die Abwägungsergebnisse der i. R. d. TÖB- 
Beteiligung gemachten Ausführungen zu der Pla-
nungsanzeige nicht vorliegen, möchte ich darauf 
hinweisen, dass sich einzelne Sachverhalte der 
Stellungnahme wiederholen.  
 
Aufstellung VEP Nr. 6  
Die der Eingrünung und somit eine wichtige visuelle 
Schutzfunktion übernehmenden Knicks, befinden 
sich aktuell nur im südöstlichen Randbereich. Diese 
werden durch Knickneuanlagen und Baumpflanzun-
gen im nordwestlichen, westlichen und südwestli-
chen Randbereich ergänzt.   

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen und wie folgt berücksich-
tigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Standortalterna-
tivenprüfung fällt unter das Kapitel 
Standortuntersuchung. Aussagen zu 
einer möglichen Einbindung in ein ge-
plantes interkommunales Gewerbege-
biet werden ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
Das Geruchsgutachten liegt vor und 
ist als Anlage Bestandteil der Begrün-
dung zum Bebauungsplan. Das Ge-
ruchsgutachten ist nicht Anlage der 
Begründung zur Änderung des Flä-
chennutzungsplanes, da die Inhalte 
bzw. Ergebnisse nicht relevant für die 
Änderung des Flächennutzungspla-
nes sind.  
  
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
Leider erfolgt im südlichen Randbereich - dort wo 
die beiden, min. 13 m hohen Gärproduktlager (inkl. 
3 m für deren Hauben- Abdeckung) vorgesehen 
sind - kein Lückenschluss.  
Diese Lücke gilt es aus Gründen des Landschafts-
bildschutzes zu schließen, zumal der Anregung - 10 
m hohen Gärproduktlager, Fermenter und Nachklä-
rer durch Einlassen in den Boden in ihrer visuellen 
Wirkung zu reduzieren - nicht gefolgt wurde.  
 
An Anlehnung an die Durchführungsbestimmungen 
zum Knickschutz, Erlass des MELUND – V 534-
531.04 vom 20.01.2017 haben bestehende und 
ggfs. neu zu schaffende Knicks und die ihnen vor-
gelagerten Schutzstreifen im Innenbereich be-
stimmten qualitativen Ansprüchen zu entsprechen 
(Überführung der Knicks in öffentliches Eigentum 
und Gewährleistung einer einheitlichen und dauer-
haften Pflege inkl. der vorgelagerten Schutzstrei-
fen).  
  
Damit die geplanten Knicks ihrer kompensatori-
schen Funktion gerecht werden können und in der 
offenen, weiträumigen Landschaft ihre visuelle Mi-
nimierungsfunktion wahrnehmen können, ist den 
Knicks eine Saumzone von 10 m Breite vorzula-
gern.   
 
 
Diese als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft auszuweisenden Flächen sind kompen-
satorisch anrechenbar, wenn diese gegenüber 
Fremdnutzung gesichert werden.  
 
Der Abstand der Modultische für die PV- Anlagen 
im Bereich der Bauflächen 4 u. 5 ist mit aktuell 2,5 
m als zu gering zu bezeichnen.   
 
 
 
 
Zur Eingriffsminimierung und Optimierung der ex-
tensiv zu unterhaltenden blütenreichen Dauergrün-
landflächen sind die PV- Modulreihen so anzuord-
nen, das zwischen den reihenartig angeordneten 
Solar- Tischen ein lichter Abstand von min. 3,5 m 
(gemessen von der Lotrechten der hinteren Ober-
kante der Modulreihe zu der Lotrechten der vorde-
ren Unterkante der nächst folgenden Modulreihe) 
als funktionstüchtiger Freiflächenstreifen verbleibt 
und so ein ausreichender Licht- und Niederschlags-
einfall gewährleistet wird.  
Neben der extensiv zu unterhaltenden Knick- 
Saumzonen werden erst dann auch für die zwi-
schen den Modulreihen auf den offenen Bodenflä-
chen auszubringende autochthone, blütenreiche 
Saatgutmischung geschaffen.  
 

 
Die Lücke ist erforderliche für die die 
Erreichbarkeit der angrenzenden Kop-
pel sowie des Grabens, der von dort 
in Richtung Süden läuft.  
Die Lücke wird durch Verlängerung 
der Anpflanzungsmaßnahmen redu-
ziert.  
 
 
 
Die Bestimmungen zum Knickschutz 
werden berücksichtigt. Maßnahmen 
zum Erhalt des Knicks werden im 
Rahmen des verbindlichen Bebau-
ungsplanes festgesetzt. 
Auf Ebene des Flächennutzungspla-
nes erfolgt die Darstellung des Knicks 
als Biotop als nachrichtliche Über-
nahme. 
 
 
Der Saumstreifen wird zur Kenntnis 
genommen. Die verpflichtende Um-
setzung eines 10 m breiten Saum-
streifen wird jedoch nicht geteilt. Ge-
eignete Maßnahmen zum Erhalt des 
Knicks werden im verbindlichen Be-
bauungsplan festgesetzt. 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der Abstand der Mo-
dultische untereinander wird seitens 
des Anlagenplaners vorgegeben. Die 
Abstände der Module untereinander 
werden nicht im Bebauungsplan vor-
gegeben.  
 
Kenntnisnahme. Siehe vorgenanntes.  
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Abhängig von den tatsächlichen Standortbedingun-
gen ist die „Grundmischung Frischwiese“, „Mager-
rasen“ oder „Fettwiese“ - jeweils aus dem Her-
kunftsbereich 3 „Nordostdeutsches Tiefland“ zu ver-
wenden.  
 
Zur Entwicklung der naturnah zu gestaltenden 
Grün- und Maßnahmenflächen sind die nachfolgen-
den Kriterien zu erfüllen, die in die textlichen Fest-
setzungen übernommen werden sollten:  
 

- Ganzjähriges Verbot der Anwendung orga-
nischer und chemisch- synthetischer Dün-
gemittel,  

- Ganzjähriges Verbot der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln, 

- Umbruchverbot,  
- Verbot des Zufütterns 
- Verbot von Entwässerungsmaßnahmen,  
- Ganzjähriges Verbot des Walzens.  

 
Die extensiv zu unterhaltenden Dauergrünlandflä-
chen sind mittels Mahd (frühestens ab 1. Juli mit 
Abräumen des Mahdgutes) bzw. in Form einer ex-
tensiven Beweidung im Zeitraum vom 1. Juli bis 15. 
Oktober mit Schafen (4 Tiere zzgl. Nach-
zucht/ha/Jahr) zu pflegen. 
 
Zur Steigerung der Artenvielfalt sind im Plangel-
tungsbereich geeignete kleinräumige Habitat- 
Strukturen wie z. B. Lesesteinhügel, Altholzhaufen 
und Rohbodenstellen an verschiedenen Stellen im 
Randbereich des Bauvorhabens neu zu schaffen.  
 
Zur Absicherung der naturschutzfachlich nachzu-
weisenden Kompensationsflächen („Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft“) ist die 
Eintragung einer Dienstbarkeit für den Naturschutz 
an rangerster Stelle zu Gunsten der Unteren Natur-
schutzbehörde des Kreises Rendsburg- Eckern-
förde erforderlich und bis zum Satzungsbeschluss 
notariell auf den Weg zu bringen.  
 
 
 
• Fachdienst Umwelt  
(untere Wasserbehörde, Gewässeraufsicht)  
 
Zu dem o.g. Vorhaben bestehen seitens der unte-
ren Wasserbehörde -Gewässeraufsicht-  
grundsätzlich keine Bedenken.  
 
Ich bitte folgende Anregungen aufzunehmen:  
 
1. Findet die Einleitung der geplanten Nieder-
schlagswasserentwässerung in ein Gewässer statt, 
ist der Wasser- und Bodenverband Obere Eider an 
dem Verfahren zwingend zu beteiligen und eine 
Stellungnahme einzuholen.   

Kenntnisnahme. Die Vorgaben wer-
den durch das betreuende Büro für 
Landschaftsplanung benannt und in 
den Planunterlagen eingearbeitet.  
 
 
Die Hinweise bzw. die Angaben wer-
den zur Kenntnis genommen, sind je-
doch nicht auf Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanebene relevant.  
 
Der Sachverhalt wird, sofern pla-
nungsrechtlich relevant, im verbindli-
chen Bebauungsplan berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Ausgleichsmaß-
nahmen, die im Rahmen der Eingriffs- 
und Ausgleichsbilanzierung ermittelt 
worden sind, werden vor Satzungsbe-
schluss des Bebauungsplanes ver-
traglich bzw. notariell beurkundet. Die 
15. Änderung des Flächennutzungs-
planes ist hiervon nicht betroffen.  
 
 
 
 
 
 
 
Grundsätzlich keine Bedenken.  
 
 
 
 
 
Zu 1. Der Wasser- und Bodenverband 
Obere Eider wird im Verfahren betei-
ligt.  
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
2. Für die Biogasanlage ist im weiteren Verfahren 
ein entsprechendes Auffangvolumen für den Hava-
riefall (inkl. Nachweis des entsprechenden Unter-
grundes) mit einzuplanen.  
 
 
3. Im Falle einer temporären Grundwasserhaltung 
zum Bau der Biomethananlage ist zwingend 2 Mo-
nate vor Beginn der Baumaßnahmen ein Antrag auf 
Erlaubnis gemäß § 8 Wasserhaushaltsgesetz bei 
der unteren Wasserbehörde zu stellen. Bei einer 
Ableitung von Bau-/Schichtenwasser in ein Ver-
bandsgewässer ist ebenfalls ein Antrag auf Erlaub-
nis gemäß § 8 WHG bei der unteren Wasserbe-
hörde zu stellen.  
Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung ist verbo-
ten.  
 
• Fachdienst Umwelt 
(untere Wasserbehörde, Abwasser)  
 
Schmutzwasser:  
Keine Bedenken, sofern das anfallende Schmutz-
wasser an die öffentliche Schmutzwasserkanalisa-
tion angeschlossen wird.  
 
 
 
 
 
Niederschlagswasser:  
Gemäß der EU- Wasserrahmenrichtlinie und des 
Erlasses ARW-1 vom 1.10.2019 ist bei der F- und 
B- Planaufstellung besonderes Augenmerk auf die 
Niederschlagswasserbeseitigung zu richten. Dabei 
ist zu beachten, dass der natürliche Wasserhaus-
halt der potenziell natürlichen Ursprungsflächen als 
Versickerung, Verdunstung und Abfluss in ein 
Oberflächen-gewässer nicht relevant verändert 
werden darf. Das bedeutet, dass der Oberflächen-
wasserabfluss von zu befestigten Flächen vermin-
dert und insbesondere die Verdunstung auf dem 
Grundstück bzw. im B-Plan gegenüber den bisheri-
gen konventionellen Planungen erhöht werden 
müssen. Dazu ist eine Berechnung der Verhält-
nisse mit dem Berechnungsprogramm A-RW 1 des 
Landesamtes durchzuführen und der unteren Was-
serbehörde vor Rechtskrafterlangung vorzulegen.  
 
Der Oberflächenabfluss von den zu befestigten Flä-
chen ist bei diesem Vorhaben auf den landwirt-
schaftlichen Abfluss von 1,2 l/s*ha zu begrenzen 
(Abstimmung ist mit dem Wasser- und Bodenver-
band erfolgt). Aufgrund der besonderen Situation 
des Kalbaches und des Bordesholmer Sees ist eine 
Vorbehandlung bzw. eine Phosphatbehandlung vor 
Einleitung in den Duvendieksbach erforderlich.   
 

 
Zu 2. In der Erschließungsplanung 
wird ein Auffangvolumen für den Ha-
variefall berücksichtigt. Eine entspre-
chende Fläche wird im Bebauungs-
plan festgesetzt.  
 
Zu 3. Der Hinweis wird in der Ausfüh-
rungsplanung berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Konzept sieht vor, dass Schmutz-
wasser entweder in einer Zisterne zu 
sammeln oder in der Anlage zu ver-
werten – das würde dann den Sys-
temprozess zugeführt werden. Ge-
nauere Angaben werden auf Ebene 
des verbindlichen Bebauungsplanes 
gemacht.  
 
Die EU- Wasserrahmenrichtlinie und 
des Erlasses ARW-1 vom 01.10.2019 
wird berücksichtigt. Auf Ebene des 
verbindlichen Bebauungsplanes wird 
ein entsprechendes Entwässerungs-
konzept bzw. ein Konzept zum Um-
gang mit Oberflächenwasser vorge-
legt.  
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Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Die befestigten Flächen der Dachflächen und der 
verschmutzten Betriebswege sind zu ermitteln und 
eine hydraulische Berechnung ist aufzustellen. Der 
Anteil der Verdunstung sowie ggf. die Erhöhung der 
Verdunstungsrate sind anzugeben.  
 
Hinweis:  
Das im südlichen Teil des B-Planes ausgewiesene 
Regenrückhaltebecken könnte so konstruiert wer-
den, dass das Wasser durch eine Substratschicht 
sickert in der Phosphor gebunden wird um an-
schließend über Rohrrigolen aufgefangen und in 
den Duvendieksbach eingeleitet werden kann.  
 
• Fachdienst Umwelt  
(untere Bodenschutzbehörde)  
 
Aus bodenschutzbehördlicher Sicht bestehen keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen die Bauleitpla-
nung der Gemeinde.  
 
Die bodenschutzrechtlichen Aspekte sind in der 
Planung und Umsetzung ausreichend darzustellen 
und zu berücksichtigen.  
 
Der Text (s. Seite 6) ist auf die neue Mantelverord-
nung anzupassen:  
Grundsätzlich gilt: Im Zuge der Baumaßnahme sind 
die Vorgaben des Baugesetzbuches (§ 202 BauGB 
- Schutz des humosen Oberbodens und § 34 Abs. 
1 Satz 2, BauGB - Wahrung der gesunden Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse), der Bundes-Bodenschutz- 
und Altlastenverordnung (BBodSchV, §§ 6-8) des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG u.a. § 7 
Vorsorgepflicht) sowie des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes (KrWG u.a. § 2 und § 6) einzuhalten.  
 
Aufgrund der geplanten umfangreichen Bodenbe-
wegungen ist vor Beginn der Erdarbeiten sowohl 
die Erstellung eines Bodenmanagements- als auch 
die Erstellung eines Bodenschutzkonzepts zwin-
gend erforderlich. Es ist detailliert zu beschreiben, 
welcher Boden in welchem Bauabschnitt anfällt und 
wie damit konkret umgegangen werden soll (maß-
geblicher Grundsatz Verwertung vor Beseitigung). 
Dabei ist insbesondere der schonende Umgang mit 
den verdichtungsanfälligen / stark humosen Böden 
im nordöstlichen Bereich der geplanten Maßnah-
men zu berücksichtigen. Die Konzepte sind vor 
Baubeginn der zuständigen UBB zur Abstimmung 
vorzulegen.  
 
In der Phase der Bauausführung (Aufschüttung/Ab-
grabung) ist die fachliche Betreuung durch eine bo-
denkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 erfor-
derlich (vgl. BBodSchV §4, Abs.5).  
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
 
 
Die bodenschutzrechtlichen Aspekte 
werden bei der Planung und Umset-
zung berücksichtigt. 
 
Kenntnisnahme. Die Angaben werden 
in der Begründung aktualisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Hinweise werden 
in der weiteren Planung berücksich-
tigt.  
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Beim Auftreten unterschiedlich empfindlicher Böden 
sind die Planungen so auszuführen, dass der emp-
findlichere Bereich möglichst wenig in Anspruch ge-
nommen wird.  
 
Der Einsatz von Baumaschinen ist auf das notwen-
dige Maß zu reduzieren, um irreversiblen Boden-
verdichtungen vorzubeugen. Im Zuge der Arbeiten 
befahrene Flächen sind am Ende der Baumaß-
nahme in unversiegelten Bereichen tiefgründig auf-
zulockern, um die Versickerung von Niederschlags-
wasser zu gewährleisten.  
  
Hinweise:  
Seit dem 01.08.2023 gilt übergangslos die neue 
Mantelverordnung mit der neuen Bundesboden-
schutz- und Altlastenverordnung und der Ersatz-
baustoffverordnung (EBV). Das bedeutet, dass die 
Analytik entsprechend von LAGA/DepV auf 
EBV/DepV umgestellt und der Parameterumfang 
der neuen BBodSchV beachtet werden muss.   
 
Für nicht wieder auf dem Flurstück verwendete Bo-
denmengen gilt:   
Anfallender humoser Oberboden ist gemäß §6 und 
§ 7 Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) mindestens auf die in Anlage 1 Ta-
belle 1 und 2 der Verordnung aufgeführten Stoffe 
sowie TOC zu analysieren und zu entsprechend 
verwerten. Der übrige Bodenaushub (mineralischer 
Boden) ist zwingend nach den Vorgaben der Er-
satzbaustoffverordnung (EBV) Anlage 1 Tabelle 3 
zu untersuchen und entsprechend den Ergebnissen 
zu verwerten (vgl. §8 BBodSchV und §§ 14 und 16 
EBV).  
 
• Fachdienst Gesundheitsdienste (Gesundheits-
schutz)  
 
Eine Stellungnahme erfolgt, sobald die Ergebnisse 
der Immissionsgutachten vorliegen (Geruch, 
Stäube, Gase).  
 
 
 
 
 
 
• Fachdienst Verkehr  
(untere Straßenverkehrsbehörde)  
 
Es wird auf die Stellungnahme vom 28.12.2023 ver-
wiesen.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Hinweise werden 
in der weiteren Planung berücksich-
tigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Geruchsgutachten liegt vor und 
ist als Anlage Bestandteil der Begrün-
dung zum Bebauungsplan. Das Ge-
ruchsgutachten ist nicht Anlage der 
Begründung zur Änderung des Flä-
chennutzungsplanes, da die Inhalte 
bzw. Ergebnisse nicht relevant für die 
Änderung des Flächennutzungspla-
nes sind. 
  
 
 
Es handelt sich um die Stellung-
nahme, die im Rahmen der Planungs-
anzeige geschrieben wurde. Zu dem 
Zeitpunkt wurden keine Bedenken ge-
äußert.  
Die dort genannten Hinweise zu den 
Sichtflächen gem. RAST 06 werden in 
der Planung berücksichtigt (nur der 
Bebauungsplan). 
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Weitere Anregungen werden vom Kreis Rendsburg-
Eckernförde nicht vorgetragen. Nach Beschlussfas-
sung durch die Gemeindevertretung wird um Vor-
lage des Abwägungsergebnisses gebeten. Ich bitte 
um Beteiligung im weiteren Planverfahren.  
 
Es wird nach der Bekanntmachung des Beschlus-
ses des Bauleitplans umgehend um die Übersen-
dung folgender Unterlagen gebeten:  
 

• eine digitale Version des beschlossenen und 
ausgefertigten Bauleitplans,  

• eine digitale Version der beschlossenen und 
ausgefertigten Begründung,  

• bei einem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan zusätzlich den Durchführungsvertrag  

• in einem digitalen Format,  

• die zusammenfassende Erklärung gemäß §§ 
6a und 10a BauGB sowie  

• die Bekanntmachung – ebenfalls digital.  
 
Darüber hinaus wird um die Übersendung eines be-
glaubigten Ausdruckes der o. g. Unterlagen auf Pa-
pier gebeten. Die digitalen Fassungen senden Sie 
bitte an die E-Mailadresse regional-entwick-
lung@kreis-rd.de. 
 

 
Kenntnisnahme.  
 
Abwägungsergebnisse werden vorge-
legt. 
 
 
Die weitere Beteiligung erfolgt. 
 
Die aufgeführten Unterlagen werden 
zum gegebenen Zeitpunkt zur Verfü-
gung gestellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

15 Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung – LLNL – Untere 
Forstbehörde 

Stellungnahme vom 13.05.2024 

 Es befindet sich Wald im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 
1 und 2 Landeswaldgesetz (LWaldG) auf den Flur-
stücken 5/6 und 8/6 in der Flur 6 und der Gemar-
kung Bordesholm. Die Flurstücksgrenze nach Sü-
den ist die Waldgrenze. 
 
Es ist verboten, Vorhaben im Sinne des § 29 des 
Baugesetzbuches in einem Abstand von weniger 
als 30 m vom Wald (Waldabstand) durchzuführen. 
Sofern aus Sicht des Brand-schutzes keine Beden-
ken bestehen, kann die Forstbehörde im Einzelfall 
Unterschreitungen zulassen.  
 
In diesem Einzelfall wäre aufgrund der geringen 
Größe, der Zweckbestimmung sowie Brand- und 
Windwurfgefahr eine Unterschreitung auf 20 Meter 
möglich. Die Reduzierung des Waldabstands wird 
somit in Aussicht gestellt. Der Waldabstandsgrenze 
liegt durch diese Reduzierung außerhalb der Gren-
zen der Planung. 
 

Die Stellungnahme wird berücksich-
tigt. 
 
Der angrenzende Wald und die dar-
aus resultierenden Vorgaben, Wald-
abstandsflächen (Waldabstand) ge-
mäß § 29 LWaldG, werden in den 
Planunterlagen berücksichtigt.  

17 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 04.06.2024 

 Die Unterlagen zur o.a. Bauleitplanung, werden mit 
der Bitte um Abgabe der Stellungnahme mit anlie-
gendem Schreiben des Büros B2K vom 06.05.2024 
überreicht. 

Die Stellungnahme wird wie folgt be-
rücksichtigt. 
 
 

mailto:entwicklung@kreis-rd.de
mailto:entwicklung@kreis-rd.de
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Die Bauleitplanung ist im Internet unter 
https://t1p.de/Bordesholm_BP_6_VE   
eingestellt.  
 
Seitens des LBV-SH wird folgendes bemerkt:  
Das Flurstück 8/8 an der Kreisstraße 71 ist im Ei-
gentum des Landes Schleswig-Holstein. Aufgrund 
eines in ferner Zukunft möglichen Ausbaus der 
Kreisstraße K 71 sowie Umbau der Anschlussstelle 
der K 71 an die L 49 wird diese Fläche vom Land 
nicht veräußert. Das Grundstück ist daher auch 
nicht als Ausgleichsfläche vom Betreiber zu nutzen. 
 
Im Zuge der Vorgespräche wurde dem Betreiber 
der Biogasanlage lediglich ein Überwegungsrecht 
zugesprochen.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
  
Die neue Zufahrt zur Kreisstraße K 71 stellt eine 
gebührenpflichtige Sondernutzung dar. Über die 
Höhe der Gebühren ergeht ein gesonderter Be-
scheid durch den LBV-SH.  
 
Gemäß § 29 (1) Straßen- und Wegegesetz (StrWG) 
des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.11.2003 (GVOBI. Seite 
631), dürfen außerhalb der festgesetzten Orts-
durchfahrt Hochbauten jeder Art an der Landes-
straße L 49 in einer Entfernung bis zu 20 m und an 
der Kreisstraße K 71 in einer Entfernung bis zu 15 
m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten, 
für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahr-
bahn, nicht errichtet werden (Anbauverbotszone). 
Die Anbauverbotszone ist in der Planzeichnung des 
F-Plan und B-Plan darzustellen.  
 
An der Einmündung der neuen Zufahrt zur K 71 
sind Sichtflächen gem. RAST 06 (Ausgabe 2006) 
Ziff. 6.3.9.3 auszuweisen.  
Die Sichtflächen sind von jeglicher Bebauung und 
Bepflanzung zwischen 0,80m und 2,50m Höhe über 
Fahrbahnoberkante dauernd freizuhalten.  
Ggf. sind flankierende Maßnahmen wie (Haltever-
bot, Geschwindigkeitsbeschränkung,  
Lichtsignalanlagen etc.) erforderlich. Auch die An-
lage von Müllcontainerstellplätzen sowie  
die zum Einwerfen und zum Entleeren notwendigen 
Halteflächen müssen außerhalb des  
Sichtfeldes vorgesehen werden.   

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
Anfang September 2024 wurde ein 
weiteres Planungsgespräch geführt.  
 
Inhaltlich ging es u.a. um die Nutzung 
des Flurstückes 8/8. Der LBV bestä-
tigte beim Gespräch das Überwe-
gungsrecht. 
 
Der LBV hat in diesem Zusammen-
hang darauf hingewiesen, dass es für 
verkehrliche Situation besser wäre, 
wenn die geplante Zufahrt zum Be-
triebsgelänge sowie die bestehende 
Feldzufahrt zusammengelegt werden 
würde. Als entscheidender Grund ist 
die Verkehrssicherheit zu benennen. 
Die bestehende Feldzufahrt liegt auf 
dem benachbarten Flurstück 8/11.  
Das Flurstück gehört der Kirche, nach 
Abstimmung kann die bestehende Zu-
fahrt ertüchtigt werden. 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
Die Anbauverbotszonen werden in 
den Planunterlagen berücksichtigt.  
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
Die Sichtflächen werden nur in der 
verbindlichen Bauleitplanebene (Be-
bauungsplan) berücksichtigt.  
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Die technische Ausbildung und der Bau der Ein-
mündung der Erschließungsstraße darf nur im Ein-
vernehmen mit dem LBV-SH erfolgen. Rechtzeitig 
vor Beginn der Arbeiten an der Einmündung sind 
dem LBV-SH Standort Rendsburg Planunterlagen 
(RE-Entwürfe) in 3-facher Ausfertigung zur Prüfung 
und Genehmigung vorzulegen. Der Entwurf ist ge-
mäß den gültigen technischen Regelwerken aufzu-
stellen.  
 
Alle erforderlichen Änderungen an der Fahrbahn, 
den Entwässerungseinrichtungen, den Nebenanla-
gen und dem Zubehör der Kreisstraße K 71 sind 
auf Kosten der Gemeinde mit auszuführen.  
 
Wasser geklärt oder ungeklärt, dazu gehört auch 
gesammeltes Oberflächenwasser, darf nicht auf 
Straßengebiet der K 71 geleitet werden. Für die 
Einleitung des zusätzlich anfallenden Oberflächen-
wassers in den Vorfluter ist eine wasserrechtliche 
Erlaubnis einzuholen. 
 

 
Kenntnisnahme. Ein Erschließungs-
planer wurde bereits involviert. Eine 
Abstimmung erfolgt, prüffähige Unter-
lagen werden vorgelegt. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Das Oberflächen-
wasser soll weitestgehend im Plange-
biet verbleiben. Ein Entwässerungs-
konzept im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung vorgelegt. 
 
 

18 + 

19 

Ministerium für Inneres, Kommunales – Landesplanung + Städtebau und Ortsplanung 

Stellungnahme vom 14.06.2024 

 Mit Schreiben vom 06.05.2024 informieren Sie über 
aktualisierte Planunterlagen zur 15. Änderung des 
Flächennutzungsplanes und Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 6 der Ge-
meinde Bordesholm.  
 
Ziel der Planung ist weiterhin die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errich-
tung einer Biomethananlage. Durch eine NETR-Bi-
omethananlage (Nachhaltige Energiegewinnung 
aus tierischen Reststoffen – NETR und CO2 Minde-
rung) soll Biomethan und CO2 erzeugt werden. Das 
Plangebiet ist ca. 4,2 ha groß und befindet sich 
westlich des Hoffelder Weges und südlich der Lan-
desstraße 49. Der Flächennutzungsplan stellt die 
Fläche bislang als Fläche für die Landwirtschaft 
und soll entsprechend in ein Sondergebiet „Erneu-
erbare Energien“ geändert werden.   
 
Zu der Entwicklungsidee eine Biomethananlage in 
der Gemeinde Bordesholm zu errichten fanden be-
reits mehrere Planungsgespräche (26.10.2022 und 
21.07.2023) statt.   
Im Rahmen der Planungsgespräche wurde von der 
Landesplanung festgestellt, dass der Standort bau-
lich nicht vorgeprägt, abgesetzt von der Hauptorts-
lage und außerhalb der Siedlungsachsenabgren-
zung im geltenden Regionalplan III ist. Entspre-
chend wurde der Standort kritisch gesehen. Es 
wurde eine Alternativenprüfung für erforderlich ge-
halten.  
Diese wurde im Rahmen der weiteren Planungsge-
spräche diskutiert.  
  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
Der Standort wird kritisch bewertet, da 
er baulich nicht vorgeprägt ist und ab-
gesetzt liegt.  
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Aus landesplanerischer Sicht ist grundsätzlich eine 
Anbindung an die vorhandene Ortslage Zielset-
zung, es sei denn immissionsrechtliche Abstand-
serfordernisse oder andere Kriterien (Entfernung zu 
Netzanschlüssen, Erschließungserfordernisse) be-
gründen einen siedlungsferneren Standort. In die-
sem Falle wäre eine Realisierung in Verbindung mit 
einer Hofstelle zu prüfen.   
 
 
 
Darüber hinaus hat die Landesplanung am 
16.01.2024 bereits eine landesplanerische Stel-
lungnahme zu der Planung abgegeben. Hier wur-
den erneut die Hinweise aus dem Planungsge-
spräch bezüglich der städtebaulich nicht integrier-
ten Lage wiederholt.  
Ergänzend wurde darum gebeten, im Rahmen der 
Alternativprüfung insbesondere die dem Plangel-
tungsbereich gegenüberliegenden Flächen zu über-
prüfen. Hier ist ein interkommunales Gewerbege-
biet zwischen den Gemeinden Bordesholm und 
Hoffeld angedacht, sodass ggf. perspektivisch eine 
städtebaulich integrierte Situation für die Biometha-
nanlage angenommen werden könnte. Außerdem 
sollte Immissions-schutzrechtliche Situation des 
Vorhabens erläutert werden.   
 
Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der 
Bauleitplanung wie folgt Stellung:  
 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse 
der Raumordnung ergeben sich aus der am 
17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung 
über den Landesentwicklungsplan Schleswig-Hol-
stein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-
VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409) sowie dem Re-
gionalplan III (Amtsbl. Schl.-H. 2001, Seite 49). 
 
Wie bereits im Planungsgespräch vom 21.07.2024 
erläutert wurde, befindet sich der Plangeltungsbe-
reich außerhalb der im Regionalplan festgelegten 
Siedlungsachsenabgrenzung. Nach Ziffer 3.3 Abs. 
4 LEP-Fortschreibung 2021 sind auf den Siedlungs-
achsen in bedarfsgerechtem Umfang Siedlungsflä-
chen auszuweisen. Die bauliche Entwicklung darf 
nicht über die Abgrenzung der Siedlungsachsen 
hinausgehen.  
Aus Sicht der Landesplanung wird die Siedlungs-
achsenabgrenzung an dieser Stelle durch die Er-
schließungsstraßen verbindlich abgegrenzt und 
dadurch befindet sich der Plangeltungsbereich au-
ßerhalb der Siedlungsachsenabgrenzung. Ein mög-
licher Konflikt der Planung mit den Zielen der 
Raumordnung ist in den vergangenen Gesprächen 
und Stellungnahmen bereits thematisiert worden.   
 
Insofern hat die Landesplanung in den Planungsge-
sprächen und auch in der Stellungnahme wieder-
holt darum gebeten, städtebaulich integrierte 

Kenntnisnahme. Ausnahmebegrün-
dung zur ortsabgesetzten Lage wären 
Gründe des Immissionsschutzes oder 
anderen Kriterien (Entfernung zu 
Netzanschlüssen, Erschließungserfor-
dernisse). 
Beide Kriterien begründen die Stand-
ortwahl. Die Kriterien werden in den 
Planunterlagen deutlicher herausgear-
beitet.  
 
In der Stellungnahme der Planungs-
anzeige wurde der Standort kritisch 
bewertet. Die Planunterlagen wurden 
für die frühzeitige Beteiligung der Be-
hörden und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange weiter ausgearbeitet, 
hier auch die Standortalternativenprü-
fung (vgl. Umweltbericht). 
 
Durch die erneute kritische Auseinan-
dersetzung werden die Aussagen hin-
sichtlich des Standortes geprüft und 
ergänzt. Insbesondere fließen hierbei 
die immissionsschutzrechtlichen Be-
lage (Geruch, Lärm, Achtungsab-
stände) aus den für die Bauleitpla-
nung erstellten Gutachten in die Beur-
teilung des Standortes ein. 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Dem Entwurf des 
Regionalplanes ist zu entnehmen, 
dass die äußere Abgrenzung einer 
Siedlungsachsenabgrenzung zur Be-
urteilung herangezogen werden muss. 
Bei genauerer Betrachtung liegt der 
Geltungsbereich zumindest bis zur 
Hälfte in dieser Siedlungsachsenab-
grenzung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus Gründen der Immissionsschutz-
rechtlichen Belange wird ein Standort 
mit städtebaulich integrierter Lage 
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Standorte zu überprüfen. Ein besonderes Augen-
merk wurde dabei auf die dem Plangeltungsbereich 
gegenüberliegenden Flächen nordöstlich des Hof-
felder Weges gelegt, da sich diese im Regionalplan 
innerhalb der Siedlungsachsenabgrenzung befin-
den.   
 
Bezüglich der Planunterlagen wird zunächst auf fol-
gende offene Punkte hingewiesen:  
>> Die Angaben zum Vorhaben sind in den Planun-
terlagen widersprüchlich. Während der Umweltbe-
richt nach wie vor die Produktion von Biomethan 
zur Einspeisung in das Gasnetz als Gegenstand 
des Vorhabens beschreibt, wird in der Begründung 
erklärt, dass das Projekt dem Ausbau der dezentra-
len Energieversorgung von Bordesholm dient und 
damit sogar eine Grundlage zur wohnbaulichen 
Entwicklung der Gemeinde liefert. Es wird daher 
darum gebeten, das Vorhaben und alle dafür not-
wendigen Nutzungsbausteine zunächst eindeutig 
zu beschreiben. Dabei sollte  
auch deutlich werden, welche Funktion die Spei-
cherung von Wärme (siehe textliche  
Festsetzungen) hat und welche Gebäude oder 
Siedlungen mit der Wärme versorgt werden sollen. 
Diese Vorhabenbeschreibung sollte verdeutlichen, 
welche Anforderungen an einen potenziellen Stand-
ort bestehen (u. a. Entfernung zu Einspeisepunkten 
des Gasnetzes und ggf. des Wärmenetzes).   
 
>> Im Umweltbericht wird der Flächenbedarf mit 3 
bis 4 ha angegeben. Aus dem B-Plan-Entwurf geht 
jedoch hervor, dass im vorgesehenen Plangel-
tungsbereich auch Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
zulässig sein sollen. Insofern wird zunächst darum 
gebeten den Flächenbedarf für die eigentliche Bio-
methangewinnung zu überprüfen. Auch der Flä-
chenbedarf wäre Teil des Anforderungsprofils. Dar-
über hinaus ist unklar, ob und wie sich Freiflächen-
Photovoltaikanlagen in das PV-Konzept der Ge-
meinde einordnen.   
 
>> In der Begründung wird ausgeführt, dass durch 
den Einsatz von technischen Maßnahmen erwartet 
wird, dass es zu keiner erheblichen Geruchsbelas-
tung in der Umgebung kommen wird. Dennoch 
spielt eine potenzielle Geruchsbelastung eine wich-
tige Rolle in der vorgelegten Alternativenprüfung 
und beim Ausschluss bestimmter Flächen. Dieses 
Vorgehen ist aus Sicht der Landesplanung nicht 
schlüssig. Aus den Unterlagen sind vielmehr keine 
Gesichtspunkte erkennbar, die einen städtebaulich 
abgesetzten Standort zwingend erforderlich ma-
chen.   
 
 
 
Zur Alternativenprüfung im Entwurf des Umweltbe-
richts wird auf folgende Punkte hingewiesen:   
 

ausgeschlossen und es stehen in der 
Gemeinde keine adäquaten Flächen 
zur Verfügung.  
Die Standortalternativenprüfung wird 
wie vorgenannt überarbeitet.  
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Planunterlagen 
werden überarbeitet, fehlende Aussa-
gen ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Geruchsgutachten liegt vor und ist 
eine Anlage der Begründung zum Be-
bauungsplan.  
Das Geruchsgutachten ist nicht An-
lage der Begründung zur Änderung 
des Flächennutzungsplanes, da die 
Inhalte bzw. Ergebnisse nicht relevant 
für die Änderung des Flächennut-
zungsplanes sind. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Geruchsbelastungen durch die ge-
plante Anlage keine Auswirkungen 
haben werden, da immissionsschutz-
relevante Nutzungen ausreichend ent-
fernt liegen.  
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Im Rahmen der Alternativenprüfung wurden die 
Flächen, die für die Eigentümer privatrechtlich ver-
fügbar und grundlegend für die geplante Nutzung 
geeignet sind, miteinander verglichen. Aus Sicht 
der Landesplanung wird jedoch darauf hingewie-
sen, dass eine städtebauliche Alternativenprüfung 
losgelöst von der Eigentumssituation durchzuführen 
ist. Insofern sollten weitere Flächen in die Alterna-
tivflächenbetrachtung aufgenommen werden (siehe 
unten).   
 
Darüber hinaus fehlt bislang in den Planunterlagen 
ein klar definiertes Anforderungsprofil für das Vor-
haben (siehe oben). Durch dieses fehlende Anfor-
derungsprofil ist ein Vergleich der jeweiligen Flä-
chen nur schwer möglich. Mal wird ein Kriterium (z. 
B. Erschließung) als Ausschluss verwendet, wäh-
rend es an einem anderen Standort aufgrund einer 
ähnlichen Situation zu keinem Ausschuss führt. 
Hier wird um Klarstellung gebeten.   
 
In der Gemeinde Schmalstedt wurden zwei Flächen 
(Nr. 1 und Nr. 2) miteinander verglichen. Diese be-
finden sich u.a. in regionalen Grünzügen und sind 
daher für eine Nutzung ausgeschlossen. Die Lan-
desplanung teilt nach dem Planungsgespräch am 
21.07.2023 die Einschätzung.   
 
In der Gemeinde Hoffeld wurden insgesamt vier 
Standorte (Nr. 3 bis 6) miteinander verglichen. Der 
Suchbereich 3 inkludiert auch die von der Landes-
planung angesprochenen Flächen (interkommuna-
les Gewerbeflächenpotenzial). Im Suchbereich 3 
wurden lediglich die südlichsten Flächen auf eine 
Errichtung einer Biomethangasanlage hin unter-
sucht. Wegen einer fehlenden Erschließung, einer 
aufgrund der Nähe zur Wohnbebauung immissions-
schutzrechtlichen kritischen Situation, der Topogra-
fie sowie des gemeindeübergreifenden Abstim-
mungsbedarfs wurde gegen eine Entwicklung auf 
den dargestellten Flächen im Suchbereich 3 votiert. 
Diese Bewertung lässt jedoch die Option für eine 
städtebauliche Gesamtentwicklung des Bereiches 
außer Acht und konzentriert sich außerdem nur auf 
die südlichen Flächen im Suchbereich 3. Weitere 
Flächen wurden im Rahmen der Alternativen-prü-
fung aufgrund der Eigentumsverhältnisse im Such-
bereich 3 nicht weiter untersucht. Hier sollte die Ge-
meinde weiter überprüfen, ob nicht eine Ansiedlung 
möglich ist (z. B. über einen Flächentausch). Daher 
wird um eine Prüfung der nördlicheren Flächen 
(nordöstlich Hoffelder Weg) bis zur Landesstraße 
und Einordnung in einen Gesamtkontext gebeten. 
 
Eine Errichtung am Standort 4 scheidet aus er-
schließungstechnischen Gründen aus. Ergänzend 
wird ausgeführt, dass eine Errichtung am Standort 
5 nur mit einem unverhältnismäßigen Erschlie-
ßungsaufwand möglich wäre. Insofern scheidet 

Kenntnisnahme. Es wird geprüft, ob 
weitere Flächen betrachtet werden 
können.  
Wie vorgenannt wird die Alternativen-
prüfung überarbeitet.  
 
 
 
 
 
 
Wie vorgenannt wird die Alternativen-
prüfung überarbeitet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Nebenstehend betrifft einzelne Aussa-
gen zur Alternativenprüfung zu den 
einzelnen untersuchten Flächen. Die 
nebenstehen Hinweise werden be-
rücksichtigt. Sofern relevant und erfor-
derlich, werden die Aussagen zu den 
einzelnen Flächen überarbeitet.  
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auch hier eine Errichtung aus. Aus landesplaneri-
scher Sicht ist auch bei diesen Standorten keine 
städtebauliche Anbindung gegeben. Der Standort 6 
liegt in unmittelbarer Nähe zur Hofstelle zum Vorha-
benträger. Auch hier wäre eine weitere Erschlie-
ßungsstraße erforderlich. Thematisiert wird außer-
dem die weite Einsehbarkeit und die damit verbun-
denen Veränderungen des Landschaftsbildes. Wei-
tere negative Hemmnisse sind jedoch aus Sicht der 
Landesplanung nicht erkennbar.   
Wenn eine Ansiedlung in räumlicher Nähe zur Hof-
stelle für das Vorhaben erforderlich ist (dies müsste 
ebenfalls im Kontext der Standortanforderungen 
beschrieben werden), sollte dieser Standort aus 
Sicht der Landesplanung weiter überprüft werden 
bzw. genauer erläutert werden, weshalb eine Er-
richtung aus erschließungstechnischer Sicht ausge-
schlossen ist. 
 
In der Gemeinde Bordesholm wurde vier Untersu-
chungsräume miteinander verglichen. Im Untersu-
chungsraum 8 befindet sich eine ausgeprägte To-
pografie. Darüber hinaus wird der Talraum durch 
die Klosterkirche geprägt. Der räumliche Bezug soll 
nicht durch großvolumige Baukörper beeinträchtigt 
werden.   
Eine Errichtung im Untersuchungsraum 9 wird aus-
geschlossen, da der Bereich der wohnbaulichen 
Entwicklung vorbehalten werden soll und eine An-
siedlung von geruchsemittierenden Betrieben an-
hand fehlender großflächiger Flächen in dem Be-
reich nicht möglich ist. Im Untersuchungsraum 10, 
im südlichen Bereich von Bordesholm, wird eine 
Ansiedlung als ungeeignet eingestuft, da dadurch 
die Quellverkehre komplett durch die Stadt Bor-
desholm geleitet werden würden.   
 
Im Untersuchungsraum 7 befindet sich das Plange-
biet. Als Vorteile der Fläche wird angeführt, dass 
aufgrund der Erschließungs-situation über die 
Kreisstraße eine direkte Anbindung an die Landes-
straße geschaffen werden kann und zudem wenig 
Bodenbewegungen erforderlich sind. 
 
Aus Sicht der Landesplanung ist die Planung und 
die Alternativenprüfung nicht abschließend beurteil-
bar und überarbeitungsbedürftig. Insbesondere das 
weiter unklare  
Anforderungsprofil lässt eine abschließende Beur-
teilung nicht zu. Es wird daher um Überarbeitung 
der Planunterlagen hinsichtlich des Anforderungs-
profils gebeten und mit Blick auf die Siedlungsach-
senabgrenzung als Ziel der Raumordnung insbe-
sondere im Hinblick auf Untersuchungsraum 3 um 
eine erneute Prüfung von Alternativflächen gebe-
ten.  
 
Aus Sicht der Landesplanung wird eine ab-
schließende Stellungnahme weiter zurückge-
stellt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine abschließende Stellungnahme 
wird zurückgestellt. Die Planunterla-
gen, insbesondere die Aussagen der 
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Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfor-
dernisse der Raumordnung und greift damit einer 
planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes 
nicht vor. Eine Aussage über die Förderungswür-
digkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landes-
planerischen Stellungnahme nicht verbunden. 
 
Aus Sicht des Referates für Städtebau und Orts-
planung, Städtebaurecht, werden ergänzend fol-
gende Hinweise gegeben:  
 
Im weiteren Verfahren sind eigenständige Begrün-
dungen für den Flächennutzungsplan und den Be-
bauungsplan zu erstellen, da es sich um eigenstän-
dige Verfahren handelt. Für jede Ebene sind die 
dort maßgeblichen Inhalte in die Begründung auf-
zunehmen. 
 

Alternativenprüfung werden im erfor-
derlichen Maße ergänzt.  
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Für den weiteren 
Verlauf werden eigenständige Planun-
terlagen erstellt.  

23 Versorgungsbetriebe Bordesholm GmbH 

Stellungnahme vom 21.05.2024 

 Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB nehmen wir als „Träger 
öffentlicher Belange“ und örtlicher Energieversorger 
zu den uns freundlicherweise übersandten Pla-
nungsunterlagen zu dem Verfahren zur Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 6 
der Gemeinde Bordesholm „Biomethananlage Hof-
felder Kreisel“ gerne Stellung. Dabei sind die nach-
folgenden Aufgabenbereiche bzw. die von uns „zu 
vertretenden fachlichen Belange durch die Planung 
berührt“:  
 
- Strom 
- Gas  
- Wasser  
- Glasfaser-Breitband  
- Allgemeine öffentliche Daseinsvorsorge  
 
Unsere Stellungnahme im Einzelnen:  
Alle Leitungen liegen maximal bis zum durchgängig 
bebauten Ortsrand von Bordesholm. Die Leitungen 
müssen dann entsprechend den noch ausstehen-
den Bedarfsmeldungen zu 100%-Lasten des Bau-
trägers erweitert werden.  
 
1. Strom  
Dabei kann im Strombereich die Aufstellung einer 
neuen 20-kV-Kundenstation zu 100%-Lasten des 
Bauträgers notwendig werden. Dabei sind Liefer-, 
Vorlauf- und Bauzeiten sowie spätere Betriebsfüh-
rungskosten zu berücksichtigen. 
 
 
2. Gas  
Eine Gasanbindung der geplanten Biomethangas-
anlage an das Gasnetz der Versorgungsbetriebe 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen und wie folgt berücksich-
tigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Bedarfsmeldungen 
gehen zu 100%-Lasten an den Vorha-
benträger.  
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Begründung wird 
zu diesen Punkten ergänzt.  
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kennt-
nis genommen. Eine Einspeisung in 
das Gasnetz der Versorgungsbetriebe 
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Bordesholm GmbH entfällt. Das in der Anlage er-
zeugte Biomethangas soll in eine Gashochdrucklei-
tung, nach unserem Kenntnisstand in die Gaslei-
tung von/nach Kiel eingespeist werden. Insofern 
entfällt jede physische Anbindung an das Gasnetz 
der Versorgungsbetriebe Bordesholm GmbH, wel-
ches die Region in und um das Amt Bordesholm 
aktuell mit Gas und Wärme versorgt.  
 
3. Wasser  
Im Wasserbereich wird aufgrund der Leitungslänge 
und des voraussichtlich verhältnismäßig geringen 
Wasserdurchsatzes eine Spülvorrichtung (mind. 2 
Hydranten) an der Biomethangasanlage installiert 
werden müssen. Neben der vollständigen Kosten-
tragung der Wasseranbindung hat der Bauträger 
auch die vollständigen laufenden Folgekosten, inkl. 
Spülung (Wasser- und Personalkosten...) zu tra-
gen. Aufgrund des an dieser Stelle des Wassernet-
zes relativ geringen Wasserdruckes (Netzausläufer) 
kann das Trinkwassernetz keine Löschwasserver-
sorgungs-sicherheit vorhalten.  
 
4. Glasfaser-Breitband  
Eine FTTH-Glasfaser-Anbindung vom durchgängig 
bebauten Ortsrand von Bordesholm zu vollständi-
gen Lasten des Bauträgers ist voraussichtlich mög-
lich (Anforderungsabhängig).  
 
5. Allgemeine öffentliche Daseinsvorsorge  
Bekanntlich erfolgt die sog. frühzeitige Beteiligung 
von Behörden und Trägern öffentlicher Belange ins-
besondere deshalb, um rechtzeitig das gesamte 
notwendige Abwägungsmaterial zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes durch die Gemeinde bzw. 
den beauftragten Planer zu sammeln, zu ordnen 
und dabei auf der Grundlage der sog. Anstoßfunk-
tion wichtige Detailfragen für das eigentliche 
Planverfahren offenzulegen. Dies gilt für einen sog. 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan umso 
mehr, als hier nicht eine allgemeine Angebotspla-
nung, sondern eine Planung für ein ganz konkretes 
Vorhaben eines einzelnen Investors auf einem ihm 
gehörenden einzelnen Flurstück Gegenstand des 
Planungsverfahrens ist. Die uns betreffenden sog. 
fachlichen Belange beziehen sich insbesondere 
auch auf eine Wärmeversorgung der Bürgerinnen 
und Bürger der Gemeinde bzw. des Amtes. 
 
Dabei war und ist es unser Ziel, eine nach Möglich-
keit CO-2 neutrale Wärmeversorgung und - nicht 
zuletzt — für sämtliche Bürgerinnen und Bürger zu 
bezahlbaren Preisen dauerhaft anbieten zu können. 
Die rechtlichen Verpflichtungen der Gemeinden — 
und damit auch der Gemeinde Bordesholm — im 
Zusammenhang mit der aktuellen Aufstellung und 
späteren Realisierung der jeweiligen sog. Wärme-
konzepte haben uns daher veranlasst, die notwen-
digen Planungsmaßnahmen in Angriff zu nehmen. 
Dabei ist nochmals ausdrücklich festzuhalten, dass 

Bordesholm GmbH erfolgt nicht. Das 
Biomethangas wird über eine Überga-
bestation im Plangebiet in eine 
Gashochdruckleitung der Stadtwerke 
Kiel AG eingespeist.  
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kennt-
nis genommen. Die Wasserversor-
gung erfolgt durch den Wasserbe-
schaffungsverband Rumohr. In Ver-
bindung mit zwei unterirdischen Zis-
ternen mit je 45,2 m³ Nutzvolumen 
wird die Löschwasserversorgung si-
chergestellt.  
 
 
 
 
 
 
Die FTTH-Glasfaseranbindung ist zu 
Lasten des Vorhabenträgers möglich. 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kennt-
nis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Vorhaben, Planung und Realisie-
rung einer Biomethangasanlage Hof-
felder Kreisel ist nicht im Zusammen-
hang mit der kommunalen Wärmever-
sorgung der Gemeinde Bordesholm 
zu sehen.  
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das in Rede stehende vorhabenbezogene B-Plan-
verfahren „Biomethananlage Hoffelder Kreisel“ be-
wusst seitens des Vorhabenträgers in keinerlei 
Hinsicht einen positiven Effekt auf die Wärme-
versorgung der Gemeinde bzw. des Amtes haben 
soll und kann.  
 
5.1 Die auf der Grundlage der zukünftigen kommu-
nalen Wärmekonzepte angestrebte Substitution von 
Erdgas durch Biomethangas und ggf. Wasserstoff 
ist mit rd. 40% ein zentraler Baustein der kommu-
nalen Wärmeplanung im Amt Bordesholm. Die Be-
gründung dafür liegt in den technischen und/oder fi-
nanziellen Möglichkeiten vieler Haushalte und Ein-
richtungen.  
 
5.2 Die Biomethangasproduktion der geplanten An-
lage am Hoffelder Kreisel geht - wie oben betont - 
physikalisch vollständig an der Region vorbei (Netz-
anbindung an die Hochdruckleitung der SW-Kiel).  
 
 
 
 
 
5.3 Bilanziell soll das erzeugte Biomethangas zu 
100% in den Kraftstoffmarkt verkauft werden.  
 
5.4 Die Ausbringung der verbleibenden Gärsub-
stratreste in der Region steht in unmittelbarer phy-
sischer und preislicher Konkurrenz zum vorbe-
schriebenen Vorhaben im Rahmen der Kommuna-
len Wärmeplanung der Gemeinde Bordesholm 
(Substitution des REST-Erdgasbedarfes (in ca. 20 
Jahren max. 40% der heutigen Menge) durch Bio-
methangas).  
 
5.5 Dies wird mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit den künftigen Wärmepreis im Rah-
men der Kommunalen Wärmeplanung im Amt für 
jede Bürgerin/Bürger erheblich verteuern, später 
evtl. sogar zu großen Lieferschwierigkeiten führen.  
 
5.6 Hühnertrockenkot (HTK) ist der wichtigste und 
nährstoffreichste Einsatzstoff für die geplante Bio-
methangasanlage. Dieser ist aber im Umkreis von 
weit über 20 km hier nicht mehr verfügbar. Insofern 
ist das von der Gemeinde im Vorfeld der Entschei-
dung zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes eingeholte Substrat-Gutachten 
deutlich zu hinterfragen. Weiterhin stellt sich im Zu-
sammenhang mit einer Umweltbilanz für die ge-
plante Biomethangasanlage am Hoffelder Kreisel 
die Frage, woher diese geplante Anlage ihre Ein-
satzstoffe beziehen wird und wie weit die Bezugs-
quellen entfernt sind. Dabei sind auch möglicher-
weise zwischengeschaltete Händler (Zwischen-
händler) zu berücksichtigen. Insoweit nehmen wir 
ausdrücklich  
Bezug auf § 4 Abs. 1 Satz 1 2.Halbsatz BauGB. 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kennt-
nis genommen, aber nicht geteilt. 
Nach Kenntnisstand werden über die 
betroffene Leitung der Stadtwerke Kiel 
AG die Versorgungsbetriebe Bor-
desholm GmbH versorgt. Lastfluss 
dieser Leitung ist von Kiel in Richtung 
Bordesholm.  
 
Kenntnisnahme.  
 
 
Die Ausführungen werden zur Kennt-
nis genommen, sind jedoch kein städ-
tebaulicher Belang.  
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kennt-
nis genommen, sind jedoch kein städ-
tebaulicher Belang.  
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kennt-
nis genommen, aber nicht geteilt.  
Nach Auskunft des Vorhabenträgers 
werden in der Anlage mit dem derzeit 
geplanten Substratmix auch Hühner-
trockenkot und Hähnchenmist einge-
setzt, bilden jedoch nicht den überwie-
genden Anteil der einzusetzenden 
Substrate.  
Es gibt Lieferbereitschaftserklärungen 
regionaler Betriebe zur Lieferung bis 
zu 15.000 t Hähnchenmist und Hüh-
nertrockenkot. Aus verfahrenstechni-
schen Gründen werden diese Potenzi-
ale nach derzeitigen Planungen nicht 
ausgeschöpft.  
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6. Zusammenfassend ist festzuhalten:  
Die Gemeinde als Planungsträger ist verpflichtet, 
im Rahmen der Zusammenstellung des Abwä-
gungsmaterials sich über die notwendigen fachli-
chen Gegebenheiten ausreichende Gewissheit zu 
verschaffen. Soweit das entsprechende Wissen 
nicht vorhanden ist, sind notwendige Detailkenn-
nisse durch die Einbeziehung fachkundiger Dritter 
zu beschaffen. Dies bezieht sich sowohl auf die 
Aufstellung des B-Planes als auch auf den Ab-
schluss des notwendigen Durchführungsvertrages.  
 
Es wird daher dem Planungsträger diesseitig drin-
gend empfohlen, weiteren externen Sachverstand 
einzuholen. Dies bezieht sich sowohl auf die tat-
sächliche Verfügbarkeit der notwendigen Rest-
stoffe und damit zusammenhängend auch auf die 
Frage der betroffenen Umweltbelange im Hinblick 
auf die Anfahrtswege und den damit verbunde-
nen LKW-Verkehr. Der Gemeinde wird dringend 
empfohlen, mit Betreibern entsprechender Biome-
thananlagen Kontakt aufzunehmen. Es sollten jegli-
che verfügbaren Erkenntnisse eingeholt werden. 
Die Gemeinde als Planungsträger muss sicher 
sein, dass die von ihr vorzunehmende Abwägung 
auf plausiblen und nachvollziehbaren Annahmen 
und Fakten beruht. Ansonsten ist die gesamte Ab-
wägung fehlerhaft und der nachfolgende vorha-
benbezogene Bebauungsplan nichtig, mit der 
konkreten Gefahr, dass er durch das zuständige 
OVG Schleswig aufgehoben wird. 
 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kennt-
nis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Bordesholm hat für die 
Erstellungen des Durchführungsver-
trages sowie Beratung juristischen 
Beistand hinzugezogen.  
Mit dem Durchführungsvertrag hat 
sich der Vorhabenträger gem. § 12 
Abs. 1 Satz 1BauGB zu verpflichten, 
dass im VEP festgelegte Vorhaben 
und die Erschließungsmaßnahmen in-
nerhalb einer näher bestimmten Frist 
durchzuführen und die Planungs- und 
Erschließungskosten ganz oder teil-
weise zu tragen.  
Gegenständlich können neben u.a. 
grundlegenden Vertragsbedingungen, 
wie Gegenstand und Bestandteile ei-
nes Vertrages, Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen, Vertragsstrafen, 
usw. auch Regelungen getroffen wer-
den, die die Anfahrtswege der be-
troffene LKW-Verkehre betrifft. Der 
Durchführungsvertrag wird entspre-
chend vorbereitet und den politischen 
Gremien der Gemeinde vorgelegt.  
 
Die Verfügbarkeit der notwendigen 
Reststoffe kann durch einen weiteren 
externen Sachverstand geprüft wer-
den, hiervon nimmt die Gemeinde je-
doch Abstand. Das Gutachten über 
die Verfügbarkeit von Wirtschaftsgü-
tern (Treurat und Partner) ist durch 
die Gemeinde beauftragt worden, im 
Ergebnis dieses Gutachtens wird ge-
genwärtig und mittelfristig keine akute 
Konkurrenzsituation erwartet (vgl. 
Gutachten Kapitel 6 Schlussfolge-
rung).  
 

24 Gemeinde Hoffeld 

Stellungnahme vom 11.06.2024 

 Mit E-Mail vom 6. Mai 2024 haben Sie mich über 
die aktuellen Planungen rund um die o.g. Bauleit-
planung unterrichtet und der Gemeinde Hoffeld als 
Nachbarkommune die Möglichkeit der Stellung-
nahme eingeräumt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen und wie folgt berücksich-
tigt. 
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- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Als unmittelbar angrenzende Kommune möchte ich 
von diesem Angebot Gebrauch machen und bitte 
Sie die nachfolgenden Eingaben in der weiteren 
Planung zu berücksichtigen:   
 
I. Zur Verkehrsplanung:  
 
a. In dem Verkehrsgutachten wird der Saisonver-
kehr nicht ausreichend berücksichtigt. In der Zeit 
von Februar bis Mai wird der Quell- und Zielverkehr 
zur Anlage überproportional zunehmen und zu ei-
ner besonderen Belastung für die umliegenden Be-
reiche führen, die insbesondere zur Gemeinde Hof-
feld gehören. Dass das „vorhabeninduzierte Ver-
kehrsaufkommen kaum einen Einfluss auf die Leis-
tungsfähigkeit des Knotenpunktes“ hat, wird insbe-
sondere wegen dieser saisonalen Häufung bezwei-
felt. 
Erschwerend kommt hinzu, dass alle betroffenen 
Verkehrswege auch als Schulwege genutzt werden, 
die es ganz besonders zu schützen gilt. Gerade die 
Begegnungen mit vielen größeren Fahrzeugen 
kann hierbei für Kinder besonders verunsichernd 
wirken und Fehler provozieren. Weiteres potenziel-
les Gefahrenpotential birgt, dass der betroffene Be-
reich durch Radfahrer/innen, Osterausflügler und 
sonstige Urlauber/innen in der Zeit April/Mai eben-
falls besonders frequentiert wird; teilweise sind die 
Strecken ausgeschilderte Radwege im Naturpark 
Westensee. Die Teilung der Fahrbahn zwischen 
Pkw-, Lkw- und (Schul-)Radfahrverkehr wird insbe-
sondere in den besagten Monaten daher sehr kri-
tisch gesehen. Es wird um entsprechende Berück-
sichtigung in der Planung gebeten. 
 
 
 
 
 
b. Die Einmündung Brüninghof / Landesstraße 49 
ist ausgesprochen unübersichtlich und bedarf einer 
besonderen Betrachtung. Auch in Bezug auf die 
o.g. Verstärkung der Verkehrsströme zu Ballungs-
zeiten muss die Gefahrenlage vor Ort entschärft 
und Maßnahmen ergriffen werden. Für die Ge-
meinde Hoffeld kommt hierbei nur eine bauliche Lö-
sung in Frage; nämlich die Errichtung eines Geh- 
und Radweges vom Brüninghof bis hin zur K 71. 
 
c. Die „optionale“ Einrichtung eines gemeinsamen 
Geh- und Radweges östlich entlang des Hoffelder 
Weges (K 71) zur Verbesserung des Netzzusam-
menhanges der nichtmotorisierten Verkehre zwi-
schen Bordesholm und Hoffeld wird ausdrücklich 
begrüßt. Diese wird jedoch nicht als optional, son-
dern als erforderlich angesehen.   
 
d. Die Anordnung von Tempo 70 sowie der ver-
kehrsrechtlichen Beschilderung zur Vermeidung der 
Durchfahrt des Quell- und Zielverkehres durch die 

Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
a. Es sind keine relevanten saisona-
len Spitzen zu erwarten, da für den 
Betrieb der Biogasanlage im Grund-
satz Reststoffe, die über die Dauer 
gleichmäßig anfallen, verwendet wer-
den sollen. Unabhängig davon wären 
Schwankungen aufgrund der sehr gu-
ten Leistungsfähigkeit und der sehr 
großen Kapazitätsreserven unproble-
matisch abbildbar. 
Im Zuge des Hoffelder Weges (K 71) 
herrscht heute eine Verkehrsmenge 
von etwa 1.300 Kfz/24h. Der Beitrag 
durch das Vorhaben führt zu keiner 
maßgebenden Veränderung zumal 
sich das Vorhaben nur auf einen Teil-
bereich des Hoffelder Weges (K 71) 
bezieht. Es ist somit keine relevante 
Verschlechterung der verkehrlichen 
Situation zu erwarten. 
Ein Geh- und Radweg entlang des 
Hoffelder Weges (K 71) für touristi-
sche und alltägliche Schulverkehre 
wird im Grundsatz getrennt vom Kon-
text des Vorhabens als sinnvoll erach-
tet. Entkoppelt vom Vorhaben der Bio-
gasanlage wird angeregt in eine ver-
tiefende Abstimmung mit den Geneh-
migungsbehörden bezüglich der Um-
setzung des Geh- und Radweges zu 
gehen. 
 
b. Im Rahmen der weitern Planung 
wird geprüft, ob ein Korridor entlang 
der Rampe der Landesstraße L 49 
freigehalten werden kann, sodass die 
Option für einen Geh- und Radweg 
auch bei Umsetzung des Vorhabens 
erhalten bliebe. 
 
 
 
c. Verweis auf Punkt a. 
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Ortslage Bordesholm wird begrüßt. Durch den Be-
treiber muss -ggf. auch über ergänzende organisa-
torische Maßnahmen- sicherstellt werden, dass 
diese Verkehrsregeln seitens der Lieferanten auch 
tatsächlich beachtet werden. 
 
 
 
 
II. Zu den Immissionsbelastungen:  
 
a. In den Planunterlagen sowie auch den Fachgut-
achten wird stets davon ausgegangen, dass die 
nächste Bebauung 350m entfernt sei; in der Ge-
meinde Bordesholm. Tatsächlich befindet sich die 
nächste Wohnbebauung (Hoffelder Gemeindege-
biet) jedoch sehr viel dichter. Dieses ist in den kom-
menden Planungen entsprechend zu berücksichti-
gen sowie von den Fachgutachtern zu bewerten. 
Die Gemeinde Hoffeld muss hierbei selbstverständ-
lich gleichbehandelt und ebenso vor Immissionen 
jedweder Art geschützt werden, wie die Gemeinde 
Bordesholm. 
Es wird gebeten, die Planunterlagen dahingehend 
zu korrigieren, dass sich die nächstgelegene Wohn-
bebauung in Hoffeld befindet. Siehe z.B. Seite 7 
der Begründung: „Die nächstgelegene Wohnbebau-
ung befindet sich mit einer kleinen Siedlung am 
Hoffelder Weg (zugehörig zu der Gemeinde Bor-
desholm) in ca. 350 m östlicher Entfernung.“ Wohn-
bebauung aus Hoffeld liegt teils deutlich dichter 
(z.B. Krabbendiek).   
 
b. Im Umweltbericht wird unter 3.1 eine Standortun-
tersuchung durchgeführt. Zu dem Standort 3 (in der 
Nähe der Bebauung der Gemeinde Bordesholm) 
wird ausgeführt, dass von einer Weiterentwicklung 
insbesondere Abstand genommen wurde, weil für 
die vorhandene Wohnbebauung eine Beeinträchti-
gung durch Geruchsemissionen nicht komplett aus-
geschlossen werden konnte. 
Mit dem neuen Standort rückt das Vorhaben nun 
derart weit an die Hoffelder Wohnbebauung heran, 
dass eben diese Begründung nun auch für die Hof-
felder Bürgerinnen und Bürger gelten muss. Auch 
hier wird nochmal die Gleichbehandlung mit der 
Bordesholmer Bevölkerung eingefordert und um 
entsprechende Berücksichtigung in der Planung ge-
beten. 
 

d. Die Anordnung von Tempo 70 so-
wie der verkehrsrechtlichen Beschil-
derung zur Vermeidung der Durch-
fahrt des Quell- und Zielverkehres 
entspricht den Empfehlungen aus 
dem Verkehrsgutachten. Die Anord-
nung ist final mit der Verkehrsauf-
sichtsbehörde des Kreises abzustim-
men. 
 
 
Kenntnisnahme. Die Stellungahme 
wurde der Landwirtschaftskammer 
vorgelegt.  
Die Planunterlagen werden entspre-
chen der Stellungnahme korrigiert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Bebauung in Hoffeld wurde 
bei den immissionsschutzrechtlichen 
Bewertungen (Lärm, Geruch und 
KAS) berücksichtigt. Beeinträchtigun-
gen liegen nicht vor.  

25 Stadt Neumünster 

Stellungnahme vom 10.06.2024 

 Wir bedanken uns für die Beteiligung in den oben 
genannten Verfahren; Aus Sicht des Fachdienstes 
Stadtplanung und Stadtentwicklung der Stadt Neu-
münster bestehen keine Bedenken gegen  
die o.a. Bauleitplanverfahren. 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es werden keine abwä-
gungsrelevanten Anregungen und 
Hinweise vorgebracht. 
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31 TenneT TSO GmbH 

Stellungnahme vom 07.05.2024 

 In der angegebenen Örtlichkeit befinden sich keine 
Versorgungsanlagen unserer Gesellschaft. 
 
Für Sie zur Info, ab sofort sind Anfragen über den 
Leitungsbestand der TenneT auch über das BIL 
Portal möglich. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es werden keine abwä-
gungsrelevanten Anregungen und 
Hinweise vorgebracht.  
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Teil II 
Private Stellungnahmen  

 
Inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 

 

PS Private Stellungnahmen, 12.02.2025 

 

a. Erörtert wird die Zufahrtsituation. Diese soll laut der 
vorliegenden Entwurfsplanung über den Hoffelder 
Weg erfolgen. Die heute bereits vorhandene Zu-
fahrt zur benachbarten landwirtschaftlichen Fläche 
soll zu diesem Zweck ertüchtigt und genutzt wer-
den. 
 
Ein Bürger gibt zu bedenken, dass die Biomethana-
nlage zusätzliche Schwertlastverkehr erzeugen 
wird. Der Hoffelder Weg ist aber auch Schulweg. 
Frage ist von daher, ob der An-/Ablieferkehr nicht 
über die Straße „Brünninghof“ umgeleitet werden 
könnte. 

Nach Auffassung von Herrn Kühle ist 
dies nur schwer vorstellbar. Er ver-
weist auf die vorhandene Böschungs-
situation. Zudem sind Schleppkurven 
zu beachten. Eine nähere verkehrs-
technische Betrachtung müsste erfol-
gen. Zudem ist der Landesbetrieb für 
Straßenbau und Verkehr einzubezie-
hen (Zufahrt zur L 49 ist betroffen). 
 
Bürgermeister Büssow führt aus, dass 
die Anlegung eines Rad- und Fußgän-
gerweges auf der Ostseite des Hoffel-
der Weges denkbar erscheint. Förder-
mittel könnten eingeworben werden. 
Hierzu wird unter den beteiligten Ge-
meinden noch zu sprechen sein. 
Diese Maßnahme ist aber nicht im Zu-
sammenhang mit der Biomethanan-
lage zu sehen. 
 

b. Ein Bürger hat den Kenntnisstand, dass auch eine 
Waschanlage für LKW’s geplant ist. Er erkundigt 
sich, wo das abgewaschene Material verbleibt. 

Herr T. Stoltenberg führt aus, dass 
das Dach der geplanten Halle abge-
schleppt werden soll. Dort wird dann 
die Waschanlage entstehen. Das ab-
gewaschene Material wird der Anlage 
wieder zugeführt. Es erfolgt nur eine 
„Stoßstangenreinigung“.   
 

c. Thematisiert wird die Verkehrsführung und die Fra-
gen wie verhindert werden kann, dass LKW’s  
durch die Ortslage fahren. 
 

Herr Stieghorst stellt heraus, dass die 
Zufahrt zum Betriebsgelände so ge-
staltet wird, dass ein Abbiegen in 
Richtung Ortslage nicht bzw. nur 
schwer möglich gemacht wird. Zudem 
wird eine entsprechende Beschilde-
rung (Linksabbiegegebot) erfolgen.   
 
Bürgermeister Büssow ergänzt, dass 
der Durchführungsvertrag zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplan dazu 
ebenfalls Regelungen enthalten wird.  
 
Landwirtschaftlicher Verkehr im Hof-
felder Weg (von Dritten) kann aber 
nicht gänzlich ausgeschlossen wer-
den. Nur für die An- und Ablieferver-
kehre der Biomethananlage können 
Regelungen getroffen werden. 
 

d. Ein Bürger erkundigt sich, ob die vorliegende Pla-
nung sich auf ein mögliches Gewerbegebiet auf der 
Ostseite des Hoffelder Weges auswirken könnte. 
 

Dies ist aktuell nicht abzusehen. 
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e. Eine Bürgerin fragt nach der Anzahl der zu erwar-
tenden LKW’s pro Tag. 

Herr T. Stoltenberg führt aus, dass mit 
durchschnittlich ca. 8 LKW’s pro Tag 
gerechnet werden kann. Die An-/Ab-
lieferung erfolgt in der Zeit von Mon-
tag bis Freitag. 
 

f. Es folgt die Frage, ob ein Radweg auf der Ostseite 
des Hoffelder Weges dazu führen wird, dass die 
Straßenbreite sich verkleinert. 
 

Dies wird verneint. Ein etwaiger Rad-
weg müsste separat geführt werden. 
Es gibt aktuell noch keine Planung. 
 

g. Es folgt eine Aussprache zu etwaigen zusätzlichen 
Saisonverkehren.  

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass 
mit regelmäßigen An- und Ablieferver-
kehren zu rechnen sein wird (mit einer 
geringen Nutzlastkurve). 
 

h. Ein Bürger erkundigt sich, ob bereits Ausgleichsflä-
chen feststehen. 

Dazu führt Frau Franke aus, dass 
eine Ausgleichs-/Eingriffsbilanzierung 
noch nicht erfolgt ist; die konkrete An-
lagenplanung liegt noch nicht vor. Es 
soll aber ein Ausgleich in der Region 
erfolgen 
 

i. Ein Bürger möchte wissen, wo die Erzeugnisse der 
Anlage verbleiben (Gärreste und Gas). 

Herr T. Stoltenberg führt aus, dass die 
Gärreste für die Düngung der land-
wirtschaftlichen Flächen genutzt wird 
und zurück an die Landwirte gehen. 
Das Biogas wird über die geplante 
Einspeiseanlage über eine ca. 2,4 km 
lange Gasleitung entlang der L49 in 
das Netz der Stadtwerke Kiel einge-
speist. Das abgespaltene CO² kann 
für die Getränkeindustrie genutzt wer-
den. 
 

j. Ein Bürger verweist erneut auf die potenzielle Ge-
werbefläche östlich des Hoffelder Weges und fragt 
an, ob die gewerbliche Entwicklung dieser Fläche 
durch die nun vorliegende Planung für die Biome-
thananlage ggf. unmöglich wird. 
 

Dies wird von Herrn Kühle verneint. 

k. Die Lagerung der Gärreste wird hinterfragt.  
 

Herr T. Stoltenberg führt aus, dass 
sich diese im Gärproduktlager befin-
den. Eine offene Lagerung findet nicht 
statt. 
 

l. Schließlich erkundigt sich eine Bürgerin nach der 
Menge, Art und der Herkunft der Substrate.  
 

Dazu führt Herr T. Stoltenberg aus, 
dass die Substrate aus der Region 
bezogen werden sollen. Es wurden 
hierzu schon Vorverträge geschlos-
sen. Eine Anlieferung von Hühnertro-
ckenkot z. B. aus Niedersachen ist 
nicht beabsichtigt. Die Anlage wird 
ausschließlich mit tierischen Reststof-
fen bestückt (kein Mais). Die Anliefe-
rung ist täglich < 100 t. 
 

 
 


